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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 30. April 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Zuständigkeit 
auf dem Gebiet des Rechts des öffentlichen 
Dienstes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 200. Sitzung am 19. Dezember 
1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
zu dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Zuständigkeit auf dem Gebiet des Rechts des 
öffentlichen Dienstes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Die in Gesetzen vorgesehenen Zuständigkei- 
ten des Bundesministers der Finanzen auf dem Ge- 
biet des Rechts des öffentlichen Dienstes gehen auf 
den Bundesminister des Innern über. Solche Zustän- 
digkeiten sind, vorbehaltlich der Absätze 2 und 3, 
insbesondere alle in den folgenden Gesetzen vor- 
gesehenen Zuständigkeiten des Bundesministers der 
Finanzen: 

1. Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. September 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1337), 

2. Gesetz zur vorläufigen Regelung der 

Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugs- 
beamten des Bundes vom 6. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 899) in der Fassung 
des Zweiten Änderungsgesetzes vom 
23. September 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1387) und des § 62 Abs. 2 des Bundes- 
besoldungsgesetzes vom 27. Juli 1957 

(Bundesgesetzbl. I S. 993), 

3. Bundesministergesetz vom 17. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 407), 

4. Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bun- 

desgesetzbl. I S. 114) in der Fassung des 
Änderungsgesetzes vom 20. Dezember 

1956 (Bundesgesetzbl. I S. 925) und des 
§ 62 Abs. 3 des Bundesbesoldungsge- 
setzes, 

5. Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 

1957 (Bundesgesetzbl. I S. 785) in der 
Fassung des § 62 Abs. 4 des Bundes- 
besoldungsgesetzes, 

6. Wehrdisziplinarordnung vom 15. März 

1957 (Bundesgesetzbl. I S. 189), 

7. Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 

1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955) in der 
Fassung des § 195 des Bundesbeamten- 
gesetzes und des § 99 des Personalver- 
tretungsgesetzes vom 5. August 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 477), 

8. Postverwaltungsgesetz vom 24. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 676), 

9. Erster Abschnitt des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 3. April 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 321), 


1 0. Bundesbesoldungsgesetz einschließlich 
der Anlage I (Bundesbesoldungsord- 
nung A), 

11. Gesetz über Reisekostenvergütung der 
Beamten vom 15. Dezember 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1067) in der nach der Ver- 
ordnung über die Höhe des Tage- und 
Übernachtungsgeldes und des Beschäfti- 
gungstagegeldes der Beamten vom 
20. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1079) maßgebenden Fassung, 

12. Gesetz über Umzugskostenvergütung der 
Beamten vom 3. Mai 1935 (Reichsge- 
setzbl. I S. 566) in der nach der Verord- 
nung über Änderungen des Umzugs- 
kostenrechts vom 30. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 191) maßgebenden Fassung, 

13. Wehrsoldgesetz vom 30. März 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 308) in der Fassung des 
§ 62 Abs. 5 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes, 

14. Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 11. Sep- 
tember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1296), 

15. Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
in der Fassung des Dritten Änderungs- 
gesetzes vom 23. Dezember 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 820, 822) und des Vierten 
Änderungsgesetzes vom 10. Oktober 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1703). 

(2) Die Zuständigkeiten des Bundesministers der 
Finanzen auf dem Gebiet der Haushaltswirtschaft 
bleiben unberührt. Solche Zuständigkeiten sind in 
den unter Absatz 1 Satz 2 genannten Gesetzen die 
in folgenden Vorschriften vorgesehenen Zuständig- 
keiten des Bundesministers der Finanzen: 

1. § 14 Abs. 4 Buchstabe a und Abs. 5 Satz 1 
und §§ 22, 23, 30 bis 34 des Bundesbahn- 
gesetzes, 

2. §§ 6, 24, 26 und 35 des Postverwaltungs- 
gesetzes, 

3. §§ 18b und 72 Abs. 11 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen, 
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4. § 22a des Gesetzes zur Regelung der Wie- 
dergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes. 

(3) Folgende Vorschriften werden wie folgt ge- 
ändert oder ergänzt: 

1. Es werden ersetzt 

a) in § 14 Abs. 5 Satz 1, §§ 22 und 23 
Abs. 1 und 2 des Bundesbahngesetzes 
die Worte „dem Bundesminister der 
Finanzen" durch die Worte „den Bun- 
desministern des Innern und der Finan- 
zen", 

b) in § 2 Abs. 2 Satz 2 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes die Worte „der Bundes- 
minister der Finanzen" durch die Worte 
„der Bundesminister des Innern im 
Benehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen". 

2. Nach § 7 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der in 
einzelnen Verwaltungszweigen des Lan- 
des Berlin beschäftigten Personen vom 
26. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 397) 
wird als Satz 4 eingefügt: 

„Die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen wird im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern erteilt." 

Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 

§ 2 

(1) Das Bundesbeamtengesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 96 Abs. 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ständige ordentliche Mitglieder sind der 
Präsident des Bundesrechnungshofes als Vor- 
sitzender und der Leiter der Personalrechtsabtei- 
lung des Bundesministeriums des Innern. Nicht- 
ständige ordentliche Mitglieder sind der Leiter 
der Personalabteilung einer anderen obersten 
Bundesbehörde und vier andere Bundesbeamte. 
Stellvertretende Mitglieder sind je ein Bundes- 
beamter der in Satz 1 genannten Behörden, der 
Leiter der Personalabteilung einer weiteren ober- 
sten Bundesbehörde sowie vier weitere Bundes- 
beamte. 

(3) Die nichtständigen ordentlichen Mitglieder 
sowie die stellvertretenden Mitglieder werden 
vom Bundespräsidenten auf Vorschlag des Bun- 
desministers des Innern auf die Dauer von vier 
Jahren bestellt, davon drei ordentliche und drei 
stellvertretende Mitglieder auf Grund einer Be- 
nennung durch die Spitzenorganisationen der zu- 
ständigen Gewerkschaften." 

2. § 97 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie scheiden aus ihrem Amt als Mitglied des 
Bundespersonalausschusses außer durch Zeit- 
ablauf durch Ausscheiden aus dem Hauptamt oder 
aus der Behörde, die für ihre Mitgliedschaft maß- 


geblich sind, oder durch Beendigung des Be- 
amtenverhältnisses nur unter den gleichen Vor- 
aussetzungen aus, unter denen Mitglieder eines 
Disziplinargerichts wegen rechtskräftiger Ver- 
urteilung im Strafverfahren oder Disziplinarver- 
fahren ihr Amt verlieren; § 60 findet keine An- 
wendung." 

3. § 189 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In Angelegenheiten der Richter wirkt im 
Bundespersonalausschuß als weiteres ständiges 
ordentliches Mitglied der Leiter der Personal- 
abteilung des Bundesministeriums der Justiz mit, 
dessen Stellvertreter ein anderer Beamter des 
Bundesministeriums der Justiz ist. Nichtständige 
ordentliche Mitglieder sind vier Richter; sie und 
ihre Stellvertreter müssen Richter auf Lebenszeit 
im Bundesdienst sein. Der Beamte des Bundes- 
ministeriums der Justiz und die Richter werden 
vom Bundesminister des Innern im Einvernehmen 
mit den beteiligten Bundesministern vorgeschla- 
gen, davon drei Richter und ihre Stellvertreter 
auf Grund einer Benennung durch die Spitzen- 
organisationen der Berufsverbände der Richter." 

4. § 191 Satz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Vorschriften des Abschnittes IV dieses Ge- 
setzes finden Anwendung mit der Maßgabe, 
daß der Bundespersonalausschuß die in § 98 
bezeichneten Aufgaben auch für die Angestell- 
ten und Arbeiter entsprechend wahrnimmt und 
daß an die Stelle der vier anderen Bundes- 
beamten und ihrer Stellvertreter je vier An- 
gestellte oder Arbeiter treten, von denen je 
drei von den zuständigen Gewerkschaften zu 
benennen sind." 

(2) § 27 Abs. 7 des Soldatengesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 

„(7) Auf den Bundespersonalausschuß in der 
Zusammensetzung für die Angelegenheiten der 
Soldaten finden die Vorschriften des Abschnit- 
tes IV des Bundesbeamtengesetzes mit Aus- 
nahme des § 98 Abs. 1 entsprechende Anwen- 
dung, § 96 Abs. 2 und 3 mit folgender Maßgabe: 

Ständige ordentliche Mitglieder sind der Präsi- 
dent des Bundesrechnungshofes als Vorsitzender, 
der Leiter der Personalrechtsabteilung des Bun- 
desministeriums des Innern und der Leiter der 
Personalabteilung des Bundesministeriums für 
Verteidigung. Nichtständige ordentliche Mitglie- 
der sind der Leiter der Personalabteilung einer 
anderen obersten Bundesbehörde und drei Be- 
rufssoldaten. Stellvertretende Mitglieder sind je 
ein Beamter des Bundesrechnungshofes und des 
Bundesministeriums des Innern, der Leiter der 
Personalabteilung einer anderen obersten Bun- 
desbehörde, ein Beamter oder Berufssoldat des 
Bundesministeriums für Verteidigung und drei 
weitere Berufssoldaten. Der Beamte oder Berufs- 
soldat des Bundesministeriums für Verteidigung 
und die übrigen Berufssoldaten werden vom Bun- 
despräsidenten auf Vorschlag des Bundesmini- 
sters für Verteidigung bestellt." 
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§ 3 

Die in tarifrechtlichen Regelungen des öffent- 
lichen Dienstes vorgesehenen Zuständigkeiten des 
Bundesministers der Finanzen gehen auf den Bun- 
desminister des Innern über. 

§ 4 

Nach § 36b der Reichshaushaltsordnung wird 
folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 36c 

Vor dem Erlaß von Rechtsverordnungen, allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften und Richtlinien, 
vor dem Abschluß von Tarifverträgen oder vor 
sonstigen Maßnahmen von grundsätzlicher, über 
den Einzelfall hinausreichender Bedeutung im Be- 
reich des Rechts des öffentlichen Dienstes hat der 
hierfür zuständige Bundesminister die Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen herbeizuführen, 
soweit der Bund durch derartige Neuregelungen zu 
Leistungen verpflichtet wird oder verpflichtet wer- 
den kann, welche die nach der jeweils geltenden 
Regelung vorgesehenen Leistungen übersteigen." 


§ 5 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
die durch §§ 1 und 2 geänderten Vorschriften in 
der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes ab geltenden 
Fassung bekanntzumachen. 

§ 6 * 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des § 1 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 4 bis 7 und 13, Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 
Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a sowie des § 2 Abs. 2 nach 
Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

§ 7 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 2 mit 
Wirkung vom 31. Oktober 1957 ab in Kraft; Maß- 
nahmen, die bis zum Tage nach seiner Verkündung 
auf Grund der bisherigen Zuständigkeitsregelung 
getroffen worden sind, sind wirksam. 

(2) § 2 tritt am Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Anläßlich der Neubildung der Bundesregierung im 
Oktober 1957 sind die Aufgaben des Bundesmini- 
sters der Finanzen auf den Gebieten des allgemei- 
nen Beamtenrechts, des Soldatenrechts, des Versor- 
gungsrechts einschließlich der Soldatenversorgung, 
des Versorgungsrechts im Zusammenhang mit der 
Wiedergutmachung im öffentlichen Dienst und dem 
G 131, des allgemeinen Besoldungsrechts einschließ- 
lich der Soldatenbesoldung, des Reise- und Um- 
zugskostenrechts sowie in tarifrechtlichen Ange- 
legenheiten der Angestellten und Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes in den Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern übergegangen. Seitdem 
werden die dienstrechtlichen Zuständigkeiten des 
Bundesministers der Finanzen auf den genannten 
Gebieten vom Bundesminister des Innern ausgeübt. 
Dieser neuen Geschäftsverteilung sollen nunmehr 
die gegenwärtig in Gesetzen und tarifrechtlichen 
Regelungen auf dem Gebiet des Rechts des öffent- 
lichen Dienstes enthaltenen Zuständigkeitsregelun- 
gen angepaßt werden. 

Nach der neuen Zuständigkeitsregelung ist der 
Bundesminister des Innern für die oben bezeichne- 
ten Angelegenheiten — mit Ausnahme des Richter- 
und Soldatenrechts — allein zuständig. Damit sind 
die bisher auf diesem Gebiet zwischen dem Bundes- 
ministerium des Innern und dem Bundesministerium 
der Finanzen bestehenden Zuständigkeitsüberschnei- 
dungen beseitigt. Die neue Zuständigkeitsverteilung 
dient damit einer klaren Geschäftsabgrenzung. 


II. Einzelheiten 

§ 1 

Abs. 1 Satz 1 bestimmt in Verbindung mit § 7 
Abs. 1 den Übergang der in Gesetzen vorgesehenen 
Zuständigkeiten des Bundesministers der Finanzen 
auf dem Gebiet des Rechts des öffentlichen Dien- 
stes auf den Bundesminister des Innern zu dem in 
§ 7 Abs. 1 genannten Zeitpunkt. Absatz 1 Satz 2 
■ stellt zur Beseitigung von Zweifeln klar, daß zu 
den von dem Übergang erfaßten Zuständigkeiten, 
vorbehaltlich der Absätze 2 und 3, insbesondere 
alle Zuständigkeiten des Bundesministers der Finan- 
zen zu zählen sind, die in den unter Nr. 1 bis 15 
erwähnten Gesetzen enthalten sind. Der Übergang 
der Zuständigkeiten nach Absatz 1 erstreckt sich 
auch auf Zuständigkeiten, die von dem Bundes- 
minister der Finanzen bisher gemeinsam mit dem 
Bundesminister des Innern oder neben diesem aus- 
geübt wurden, sowie auf Zuständigkeiten in Rechts- 
verordnungen und Verwaltungsvorschriften, die auf 
Grund der von Absatz 1 erfaßten Gesetze ergangen 
sind; der Wortlaut dieser Rechtsverordnungen und 
Verwaltungsvorschriften soll der neuen Zuständig- 
keitsverteilung angepaßt werden. 

Absatz 2 Satz 1 stellt klar, daß die haushaltswirt- 
schaftlichen Zuständigkeiten des Bundesministers 
der Finanzen unberührt bleiben. Satz 2 zählt die- 
jenigen Vorschriften der in Absatz 1 Satz 2 aufge- 
führten Gesetze auf, in denen solche haushaltswirt- 
schaftlichen Zuständigkeiten des Bundesministers 
der Finanzen enthalten sind. 
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Durch Absatz 3 werden diejenigen Vorschriften im 
Wortlaut geändert, in denen neben die aus haus- 
haltswirtschaftlichen oder sonstigen Gründen fort- 
bestehende Zuständigkeit des Bundesministers der 
Finanzen die Zuständigkeit des Bundesministers des 
Innern auf dem Gebiet des Rechts des öffentlichen 
Dienstes tritt. 

§ 2 

regelt die Besetzung des Bundespersonalausschusses 
neu. Nach dem Übergang der in Abschnitt I erster 
Absatz bezeichneten Aufgaben des Bundesministers 
der Finanzen auf den Bundesminister des Innern be- 
steht im Bundesministerium der Finanzen keine für 
das Personalrecht allgemein zuständige Abteilung 
mehr. Damit ist die Voraussetzung für die ständige 
ordentliche Mitgliedschaft des Leiters der Personal- 
rechtsabteilung des Bundesministeriums der Finan- 
zen im Bundespersonalausschuß entfallen. 

Absatz 1 Nr. 1 faßt § 96 Abs. 2 und 3 des Bundes- 
beamtengesetzes neu. Als wesentliche Änderung ist 
vorgesehen, daß an die Stelle des Leiters der Per- 
sonalrechtsabteilung des Bundesministeriums der 
Finanzen der Leiter der Personalabteilung einer 
anderen als der in § 96 Abs. 2 Satz 1 des Bundes- 
beamtengesetzes genannten obersten Bundesbehör- 
den tritt. Als sein Stellvertreter ist der Leiter der 
Personalabteilung einer weiteren obersten Bundes- 
behörde vorgesehen. Damit wird es jeder obersten 
Bundesbehörde ermöglicht, durch den Leiter ihrer | 
Personalabteilung an der Arbeit des Bundesperso- 
nalausschusses verantwortlich mitzuwirken. 

Absatz 1 Nr. 2 paßt § 97 des Bundesbeamtengesetzes 
an die Änderung des § 96 Abs. 2 und 3 an und stellt 
zugleich klar, daß ein Mitglied des Bundespersonal- 
ausschusses auch dann ausscheidet, wenn es das 
Hauptamt, das für seine Bestellung maßgeblich war, 
verliert. 

Absatz 1 Nr. 3 ändert den § 189 Abs. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes. Die Änderung ist durch die Neu- 
fassung des § 96 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
veranlaßt; die Bestimmung des Leiters der Personal- 
abteilung des Bundesministers der Justiz zum stän- 
digen ordentlichen Mitglied des Bundespersonal- 
ausschusses trägt zugleich der in § 46 des Entwurfs 
eines Deutschen Richtergesetzes — Drucksache 516 — 
vorgesehenen Regelung Rechnung. 

Die in Absatz 1 Nr. 4 vorgesehene Änderung des 
§ 191 Satz 2 Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes ist 
erforderlich, weil nach der Neufassung des § 96 
Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes der Leiter der 
Personalabteilung einer obersten Bundesbehörde 
nicht mehr ständiges Mitglied des Bundespersonal- 
ausschusses ist. 

Absatz 2 paßt den § 27 Abs. 7 des Soldatengesetzes 
der Neufassung des § 96 Abs. 2 und 3 des Bundes- 
beamtengesetzes an und sieht zur Beseitigung auf- 
getretener Zweifel vor, daß der für den Leiter der 
Personalabteilung des Bundesministeriums für Ver- ; 
teidigung zu benennende Stellvertreter auch Berufs- j 
soldat sein kann. I 
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Soweit die Voraussetzungen für die Mitgliedschaft 
im Bundespersonalausschuß durch das Gesetz nicht 
geändert werden, wird die Mitgliedschaft der der- 
zeitigen Mitglieder des Bundespersonalausschusses 
durch die Neuregelung des § 2 nicht berührt. 

§ 3 

stellt klar, daß auch die in geltenden Tarifverträ- 
gen, Tarifordnungen, Dienstordnungen oder sonsti- 
gen tarifrechtlichen Regelungen des öffentlichen 
Dienstes vorgesehenen Zuständigkeiten des Bun- 
desministers der Finanzen auf den Bundesminister 
des Innern übergehen. Die Zuständigkeit zum Ab- 
schluß von Tarifverträgen für die im öffentlichen 
Dienst des Bundes stehenden Arbeitnehmer wird 
durch diese Vorschrift nicht berührt. Sie liegt auf 
Grund eines Beschlusses der Bundesregierung vom 
20. Juni 1950 in Verbindung mit der durch den 
Herrn Bundeskanzler im Oktober 1957 angeordne- 
ten neuen Geschäftsverteilung bei dem Bundes- 
minister des Innern, für den Bereich der Deutschen 
Bundesbahn gemäß § 14 Abs. 5 des Bundesbahn- 
gesetzes bei dem Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn und für den Bereich der Deutschen Bundes- 
post gemäß § 26 des Postverwaltungsgesetzes bei 
dem Bundesminister für das Post- und Fernmelde* 
wesen. 

§ 4 

fügt einen neuen § 36 c in die Reichshaushalts- 
ordnung ein. Nach dieser Vorschrift ist vor allge- 
meinen oder grundsätzlichen Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Rechts des öffentlichen Dienstes, durch 
die der Bund zu höheren Leistungen verpflichtet 
wird oder verpflichtet werden kann, die Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen einzuholen. Damit 
soll sichergestellt werden, daß vor derartigen Maß- 
nahmen geprüft wird, ob die zu erwartenden höhe- 
ren Belastungen für den Bundeshaushalt tragbar 
sind. Die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen erstreckt sich jedoch nicht auf die dienst- 
rechtliche Zulässigkeit oder beamtenpolitische 
Zweckmäßigkeit einer Maßnahme. Die Beteiligung 
des Bundesministers der Finanzen hat vor, nicht 
bei dem Erlaß einer Maßnahme zu erfolgen, ist 
daher nur für das Innenverhältnis zwischen den be- 
teiligten Bundesministerien und dem Bundesmini- 
ster der Finanzen, nicht aber für die Rechtsverhält- 
nisse gegenüber Dritten von Bedeutung. Unter den 
beteiligten Bundesministerien besteht Einverneh- 
men darüber, daß die Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen im Falle ihrer Versagung 
durch eine unter Anwendung der §§ 15, 17 und 26 
der Geschäftsordnung der Bundesregierung herbei- 
zuführende Entscheidung der Bundesregierung er- 
setzt werden kann. § 4 gilt nicht für die Maßnah- 
men von bundesunmittelbaren Körperschaften und 
Anstalten des öffentlichen Rechts. 

§ 5 

ermächtigt den Bundesminister des Innern, die 
durch §§ 1 und 2 geänderten Vorschriften in der 
vom Inkrafttreten des Gesetzes ab geltenden Fas- 
sung bekanntzugeben. 
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§ 6 

enthält die übliche Berlin-Klausel. Ausgenommen 
sind Vorschriften, die nicht in Berlin gelten. 

§ 7 

bestimmt, daß das Gesetz mit Ausnahme des § 2 
mit Wirkung vom 31. Oktober 1957, dem Zeitpunkt 


des Übergangs der oben bezeichneten Aufgaben 
des Bundesministers der Finanzen auf den Bundes- 
minister des Innern, in Kraft tritt. Im Interesse der 
Rechtssicherheit sollen jedoch Maßnahmen, die in 
der Zeit zwischen dem Inkrafttreten und dem Tag 
nach der Verkündung dieses Gesetzes auf Grund 
der bisherigen Zuständigkeitsregelung getroffen 
worden sind, rechtswirksam sein. § 2 tritt am Tage 
nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen/' 

Begründung 

Durch das Gesetz sollen mehrere Gesetze förm- 
lich geändert werden, die mit Zustimmung des 
Bundesrates erlassen worden sind. Das vorlie- 
gende Gesetz bedarf deshalb ebenfalls der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 ist § 96 Abs. 2 Satz 1 des 
Bundesbeamtengesetzes wie folgt zu fassen: 

„Ständige ordentliche Mitglieder sind der Präsi- 
dent des Bundesrechnungshofes als Vorsitzen- 
der sowie der Leiter der Personalrechtsabteilung 
des Bundesministeriums des Innern und ein Ver- 
treter des Bundesministeriums der Finanzen." 

Begründung 

Die Beibehaltung einer ständigen ordentlichen 
Mitgliedschaft eines Vertreters des Bundesmini- 
sters der Finanzen im Bundespersonalausschuß 
erscheint zur vollen Durchführung des Siche- 
rungsgedankens, der in dem neuen § 36 c RHO 
zum Ausdruck kommt, notwendig. § 36 c RHO 
sieht vor, daß Neuregelungen im Bereich des 
öffentlichen Dienstes, die zu einer Steigerung 
der bisherigen Leistungen des Bundes führen 
oder führen können, nur mit Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen möglich sind. 

Zu den Maßnahmen, die eine derartige zusätz- 
liche Belastung herbeiführen können, gehören 
nicht nur Rechtsverordnungen, Allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften und Richtlinien der Ver- 
waltung, sondern auch Entscheidungen auf dem 
Gebiet der Personalwirtschaft, die vom Bundes- 
personalausschuß getroffen werden (z. B. allge- 
meine Anerkennung von Prüfungen, Zulassung 
von Ausnahmen von den Laufbahnvorschriften 

besonders für Gruppen von Fällen ). Aus 

diesem Grunde ist es erforderlich, den Vertreter 
des Bundesfinanzministeriums als ständiges 


ordentliches Mitglied im Bundespersonalaus- 
schuß beizubehalten. 

3. § 2 Abs. 1 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

,3. § 189 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In Angelegenheiten der Richter wirkt 
im Bundespersonalausschuß als weiteres 
ständiges ordentliches Mitglied der Leiter der 
Personalabteilung des Bundesministeriums 
der Justiz mit, dessen Stellvertreter ein 
anderer Beamter des Bundesministeriums der 
Justiz ist. Nichtständige ordentliche Mitglie- 
der sind fünf Richter; sie und ihre Stellver- 
treter müssen Richter auf Lebenszeit im Bun- 
desdienst sein. Der Beamte des Bundes- 
ministeriums der Justiz und die Richter wer- 
den vom Bundesminister des Innern im Ein- 
vernehmen mit den beteiligten Bundesmini- 
stern vorgeschlagen, davon vier Richter und 
ihre Stellvertreter auf Grund einer Be- 
nennung durch die Spitzenorganisationen der 
Berufsverbände der Richter." ' 

Begründung 

Anpassung an die geänderte Fassung von § 2 
Abs. 1 Nr. 1. Wenn dem Bundespersonalausschuß 
weiterhin ein Vertreter des Bundesministeriums 
der Finanzen angehören soll, erhöht sich im 
Bundespersonalausschuß für Angelegenheiten der 
Richter die Zahl der ständigen Mitglieder auf 
vier. In diesem Falle muß die Zahl der Richter 
von vier auf fünf erhöht werden, damit eine 
gerade Zahl von Mitgliedern vermieden wird 
und die nichtständigen Mitglieder ebenso wie 
nach § 96 Abs. 2 BBG gegenüber den ständigen 
Mitgliedern in der Mehrheit sind. 

4. In § 6 sind die Worte „mit Ausnahme des § 1 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 bis 7 und 13, Abs. 2 Satz 2 
Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a sowie des 
§ 2 Abs. 2" zu streichen. 

Begründung 

übliche Fassung der Berlin-Klausel. 
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Anlage 3 


Auffassung 

der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. j 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 

Der sachliche Inhalt des Gesetzentwurfs enthält 
nach Auffassung der Bundesregierung keine Rege- 
lungen, die die Zustimmung des Bundesrates er- 
fordern. Soweit die Durchführung der in § 1 be- 
zeichneten Gesetze den Ländern obliegt, wird sie 
durch diesen Gesetzentwurf nicht berührt. 

Zu 2. 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 

Die vorgeschlagene Erhöhung der Mitgliederzahl 
des Bundespersonalausschusses für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter von 7 auf 8 Mitglieder wäre 
im Interesse der Arbeitsfähigkeit dieses Gremiums 
durchaus unerwünscht. Sie würde ferner das wohl- 
abgewogene Verhältnis zwischen der Zahl der Mit- 
glieder, die dem Bundespersonalausschuß kraft 
ihres Hauptamtes oder ihrer Zugehörigkeit zu einer 
obersten Bundesbehörde angehören, und der Zahl 
der übrigen Mitglieder beeinträchtigen. 

Im übrigen ist der Vorschlag auch sachlich nicht 
begründet. Soweit der BPersA bei der Vorberei- 
tung allgemeiner Regelungen mitzuwirken hat (§ 98 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BBG), ist die Beteiligung des 
BMF über die ihm nach § 20 RHO und § 26 der j 
Geschäftsordnung der Bundesregierung zustehen- j 


I den Befugnisse hinaus durch § 4 des Gesetzentwurfs 
und den danach neu in die Reichshaushaltsordnung 
einzufügenden § 36c sichergestellt. Bei den Einzel- 
entscheidungen des BPersA aber handelt es sich um 
Maßnahmen, die in erster Linie unter beamten- 
politischen, nicht unter haushaltsrechtlichen Ge- 
sichtspunkten beurteilt werden müssen. Aus die- 
sem Grunde war auch bisher nicht der Leiter der 
Haushaltsabteilung des BMF ständiges ordentliches 
Mitglied des BPersA, wie es nach der Auffassung 
des Bundesrates hätte sein müssen, sondern der 
Leiter der für das Öffentliche Dienstrecht zuständi- 
gen Personalrechtsabteilung. Die in der Regierungs- 
vorlage vorgesehene Regelung bietet den Vorteil, 
daß künftig alle obersten Bundesbehörden an der 
Arbeit dieser für die Entwicklung des Bundes- 
beamtenrechts wichtigen Einrichtung wechselweise 
teilnehmen können. Dies ist namentlich für Bundes- 
verwaltungen mit großem Personalkörper wie z. B. 
Bundesbahn und Bundespost von besonderer Be- 
deutung. 

Zu 3. 

Der Empfehlung wird aus den zu 2. angegebenen 
Gründen nicht zugestimmt. 

Zu 4. 

I 

| Der Empfehlung wird zugestimmt. 
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